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Enapter AG 

Düsseldorf 

– ISIN DE000A255G02 – 

– WKN A255G0 – 

 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: ENAPTERHV2026 

 

Einladung zur Hauptversammlung 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionärinnen und Aktionäre ein zu der 

am 22. September 2026 um 9:00 Uhr in den Räumlichkeiten der  

 

Haus der Wirtschaft Service GmbH, Kapstadtring 10, 22297 Hamburg 

 

stattfindenden 

ordentlichen Hauptversammlung 

 

I. Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernab-

schlusses, des zusammengefassten Lageberichts für die Enapter AG und den 

Konzern für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025, des 

erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben gemäß §§ 289a, 315a HGB 

sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2025 

 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss gemäß § 172 AktG 

gebilligt; der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Entsprechend den gesetzlichen Be-

stimmungen erfolgt daher zu diesem Punkt der Tagesordnung keine Beschlussfassung der 

Hauptversammlung. 

 
2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2025 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2025 amtierenden Mitgliedern 

des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2025 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2025 amtierenden Mitgliedern 

des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 

4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für den Jahresabschluss 

und für den Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2026 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die MSW GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbe-

ratungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer für den Jahresabschluss und für den 

Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2026 zu wählen. 

 

5. Wahlen zum Aufsichtsrat 

 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 Aktiengesetz 

in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Satz 1 der Satzung aus insgesamt vier Mitgliedern zusammen, 

die allesamt von der Hauptversammlung gewählt werden.  

 

Der ehemalige Vorsitzende des Aufsichtsrats Armin Steiner ist mit Wirkung zum 17. Februar 

2026 aus dem Aufsichtsrat der Gesellschaft ausgeschieden. Die Amtszeit der drei derzeit 

amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats endet mit Beendigung der Hauptversammlung am 

22. September 2026, die über die Entlastung für das am 31. Dezember 2025 endende 

Geschäftsjahr beschließt. Entsprechend stehen Neuwahlen an. 

 

Ein Sitz im Aufsichtsrat soll mit Blick auf die laufenden Umstrukturierungsmaßnahmen 

zunächst vakant bleiben und zu einem späteren Zeitpunkt durch gerichtliche Bestellung neu 

besetzt werden. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor diesem Hintergrund vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

 

a) Ragnar Kruse, wohnhaft in Hamburg, Geschäftsführer der AI.GROUP Global GmbH, der 

AI für Hamburg GmbH, der AI.FUND Management GmbH sowie der AI.FUND GP 

GmbH, 

 

wird erneut in den Aufsichtsrat der Gesellschaft gewählt, mit der Maßgabe, dass seine 

Amtszeit mit Beendigung derjenigen Hauptversammlung endet, die über die Entlastung 

für das am 31. Dezember 2030 endende Geschäftsjahr beschließt. 

 

Ragnar Kruse ist zum Zeitpunkt der Einberufung kein Mitglied in gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsräten oder vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien. 
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Ragnar Kruse steht nach Einschätzung des Aufsichtsrats der Gesellschaft in keiner nach C.13 

des Deutschen Corporate Governance Kodex offenzulegenden persönlichen oder geschäft-

lichen Beziehung zur Gesellschaft oder deren Konzernunternehmen, den Organen der Gesell-

schaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär. 

 

b) Eva Katheder, wohnhaft in Bad Vilbel, selbstständige Unternehmensberaterin, 

 

wird erneut in den Aufsichtsrat gewählt, mit der Maßgabe, dass ihre Amtszeit mit 

Beendigung derjenigen Hauptversammlung endet, die über die Entlastung für das am 

31. Dezember 2030 endende Geschäftsjahr beschließt. 

 

Eva Katheder ist im Zeitpunkt der Einberufung Mitglied in den folgenden gesetzlich zu 

bildenden Aufsichtsräten oder vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien: 

 

- stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats der 2invest AG, Heidelberg 

- stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats der Delphi Group AG, Stuttgart  

- stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats der Latonba AG, Heidelberg 

- stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats der Pflege.Digitalisierung Invest AG, 

Heidelberg 

- stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats der H2 Core AG, Düsseldorf 

- Mitglied des Aufsichtsrats der DN Group AG, Düsseldorf 

- stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats der Algene Holding SE, Düsseldorf  

- Mitglied des Aufsichtsrats der Altech Advanced Materials AG, Frankfurt am Main 

 

Eva Katheder steht nach Einschätzung des Aufsichtsrats der Gesellschaft in keiner nach C.13 

des Deutschen Corporate Governance Kodex offenzulegenden persönlichen oder geschäft-

lichen Beziehung zur Gesellschaft oder deren Konzernunternehmen, den Organen der Gesell-

schaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär. 

 

c) Jens Foerst, wohnhaft in Berlin, selbständiger Unternehmensberater, 

 

wird in den Aufsichtsrat gewählt, mit der Maßgabe, dass seine Amtszeit mit Beendigung 

derjenigen Hauptversammlung endet, die über die Entlastung für das am 31. Dezember 

2030 endende Geschäftsjahr beschließt. 

 

Jens Foerst ist zum Zeitpunkt der Einberufung kein Mitglied in gesetzlich zu bildenden Auf-

sichtsräten oder vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien. 
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Jens Foerst steht nach Einschätzung des Aufsichtsrats der Gesellschaft in keiner nach C.13 

des Deutschen Corporate Governance Kodex offenzulegenden persönlichen oder geschäft-

lichen Beziehung zur Gesellschaft oder deren Konzernunternehmen, den Organen der Gesell-

schaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär. 

 

Komprimierte Lebensläufe über relevante Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen können 

für sämtliche Aufsichtsratsmitglieder auf der Homepage der Gesellschaft unter 

https://enapterag.de/investor-relations/hauptversammlung/ unter dem Punkt „Ordentliche 

Hauptversammlung 2026“ abgerufen werden. 

 

6. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals mit der 

Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss unter gleichzeitiger Aufhebung des 

bestehenden genehmigten Kapitals durch entsprechende Änderung der Satzung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

§ 4 Abs. 5 der Satzung wird zwecks Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2026 unter 

gleichzeitiger Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2025 mit Wirkung auf den 

Zeitpunkt der Eintragung der entsprechenden Satzungsänderung im Handelsregister wie folgt 

neu gefasst:  

 

„Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell-

schaft in der Zeit bis zum 21. September 2031 um insgesamt bis zu EUR 16.035.961,00 durch 

ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 16.035.961 Stück neuer Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2026). Den Aktionären steht 

grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 

 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist dabei nur 

in folgenden Fällen zulässig: 

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse 

gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser 

Segmente), die ausgegebenen Aktien 20 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der 

Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung 

des Ausgabepreises nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 20 % des Grundkapitals ist der 
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Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächti-

gung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächti-

gungen unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender An-

wendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert 

werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser 

Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch einen 

Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen 

Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb 

anzubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist;  

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unterneh-

men, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutz-

rechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen 

Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandel-

schuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;  

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft 

oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 

oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 

nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen; oder 

 

(v) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen 

Interesse der Gesellschaft liegt. 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 

festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 

Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen 

Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum 

Bezug anzubieten. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2026 abzuändern.“ 
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Der Vorstand bleibt bis zur Eintragung der vorstehend zur Beschlussfassung vorgeschlagenen 

Satzungsänderungen weiterhin ermächtigt, das derzeit in Höhe von EUR 13.017.479,00 

bestehende Genehmigte Kapital 2025 auszunutzen und etwaige nach Einberufung der 

Hauptversammlung beschlossene Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2025 zur 

Eintragung im Handelsregister in der Reihenfolge vor dem Genehmigten Kapital 2026 

anzumelden. 

 

7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldver-

schreibungen, Optionsschuldverschreibungen und Genussrechten mit oder ohne 

Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts unter 

gleichzeitiger Aufhebung der bisherigen Ermächtigung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Volumen 

 

Der Vorstand wird unter gleichzeitiger Aufhebung der von der Hauptversammlung am 

3. Juli 2025 unter Tagesordnungspunkt 6 beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe 

von Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats bis zum 21. September 2031 einmalig oder mehrfach Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechte mit oder ohne Wandlungs- oder 

Bezugsrechten (gemeinsam nachfolgend auch „Schuldverschreibungen“ genannt) im 

Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 50.000.000,00 zu begeben. Den Inhabern der im 

vorhergehenden Satz genannten Schuldverschreibungen können Wandlungs- oder 

Bezugsrechte auf bis zu 7.317.981 Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 

Betrag am Grundkapital in Höhe von insgesamt bis zu EUR 7.317.981,00 gewährt 

werden. Die Wandlungs- und Bezugsrechte können aus einem in dieser oder künftigen 

Hauptversammlungen zu beschließenden bedingten Kapital, aus bestehendem oder 

künftigem genehmigtem Kapital und/oder aus Barkapitalerhöhung und/oder aus 

bestehenden Aktien bedient werden und/oder einen Barausgleich anstelle der Lieferung 

von Aktien vorsehen. 

 

b) Gegenleistung 

 

Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistungen und auch gegen Sachleis-

tungen begeben werden, sofern der Wert der Sachleistung den Ausgabepreis erreicht. 

Die Schuldverschreibungen können ferner unter Beachtung des zulässigen maximalen 

Gesamtnennbetrages außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-

Landes begeben werden. 
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c) Laufzeit 

 

Die Schuldverschreibungen können mit oder ohne Laufzeit begeben werden. 

 

d) Ausgabe durch Konzerngesellschaft 

 

Die Schuldverschreibungen können auch durch eine Konzerngesellschaft der Gesell-

schaft im Sinne von § 18 AktG ausgegeben werden, an der die Gesellschaft unmittelbar 

oder mittelbar mit mindestens 75 % beteiligt ist; für diesen Fall wird der Vorstand 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft die Garantie für die 

jeweiligen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder die Genussrechte 

zu übernehmen und den Inhabern von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 

oder Genussrechten Options- bzw. Wandlungsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu 

gewähren.  

 

e) Bezugsrecht 

 

Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären ein gesetzliches 

Bezugsrecht zu, sofern nicht das Bezugsrecht gemäß den nachfolgenden Regelungen 

ausgeschlossen wird. Werden die Schuldverschreibungen von einer Konzerngesell-

schaft ausgegeben wie vorstehend unter d) beschrieben, so ist die Gesellschaft ver-

pflichtet, die Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts an die Aktionäre sicher zu 

stellen, sofern nicht das Bezugsrecht gemäß den nachfolgenden Regelungen ausge-

schlossen wird. Die Schuldverschreibungen können auch einem Emissionsmittler mit der 

Verpflichtung angeboten werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

 

f) Bezugsrechtsausschluss 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen,  

 

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

 

(ii) um die Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder die Genuss-

rechte, die mit einem Wandlungs- oder Bezugsrecht versehen sind, einzelnen 

Investoren zur Zeichnung anzubieten, soweit unter entsprechender Beachtung von 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Anteil der aufgrund dieser Schuldverschreibungen 

auszugebenden Aktien 20 % des bei Wirksamwerden dieser Ermächtigung und 
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bei der Beschlussfassung über die Ausübung der Ermächtigung vorhandenen 

Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen 

den nach anerkannten Methoden der Finanzmathematik ermittelten theoretischen 

Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Auf den 

Betrag von 20 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien 

entfällt, die aufgrund einer anderen entsprechenden Ermächtigung unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit 

eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist; 

 

(iii) um die Genussrechte ohne Wandlungs- oder Bezugsrecht einzelnen Investoren 

zur Zeichnung anzubieten, soweit der Ausgabepreis den nach anerkannten 

Methoden der Finanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert der Genuss-

rechte nicht wesentlich unterschreitet und soweit die Genussrechte lediglich 

obligationsähnlich ausgestaltet sind, d.h. weder mitgliedschaftsähnliche Rechte 

noch Wandlungs- oder Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft begründen, keine 

Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und sich die Höhe der Ausschüttung 

nicht nach der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der 

Dividende richtet; 

 

(iv) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten, 

die von der Gesellschaft oder Konzernunternehmen der Gesellschaft auf Aktien 

der Gesellschaft eingeräumt wurden, in dem Umfang ein Bezugsrecht auf Schuld-

verschreibungen, die nach dieser Ermächtigung ausgegeben werden, zu ge-

währen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Bezugsrechts 

beziehungsweise nach Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustünde 

(Verwässerungsschutz),  

 

(v) soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen, insbesondere zum Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, 

gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 

Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finanz-

instrumenten, begeben werden und der Ausschluss des Bezugsrechts im über-

wiegenden Interesse der Gesellschaft liegt, oder 

 

(vi) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen 

Interesse der Gesellschaft liegt. 
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g) Bezugspreis, Verwässerungsschutz 

 

Bei Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit 

Wandlungs- oder Bezugsrecht ist ein Umtausch- oder Bezugsverhältnis festzulegen. 

Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer einzelnen 

Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie. Das 

Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden 

Ausgabepreises einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für 

eine Aktie ergeben. Diese Regelungen gelten entsprechend für das Bezugsverhältnis. 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs-/Options- oder Bezugspreis für eine Aktie muss 

mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft an den 

letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des Vorstands über die 

Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an 

der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten 

Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht 

stattfindet, derjenigen Börse an der in diesen zehn Börsenhandelstagen die meisten 

Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden, betragen. 

 

Für den Fall, dass die Gesellschaft während der Laufzeit der nach dieser Ermächtigung 

ausgegebenen Schuldverschreibungen unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre 

Aktionäre das Grundkapital erhöht oder weitere Schuldverschreibungen, einschließlich 

Gewinnschuldverschreibungen oder Genussrechte, mit Umtausch- oder Bezugsrechten 

auf Aktien der Gesellschaft ausgibt, ohne dass zugleich auch den Inhabern der nach 

diesem Beschluss ausgegebenen und mit einem Umtausch- oder Bezugsrecht 

versehenen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird, wie es ihnen 

nach Ausübung ihres Umtausch- oder Bezugsrechts zustehen würde, können in den 

Ausgabebedingungen der Schuldverschreibungen insbesondere die nachfolgenden 

Regelungen vorgesehen werden (Verwässerungsschutzklausel): 

 

(i) Kapitalerhöhung gegen Einlagen und Gewährung von sonstigen Bezugsrechten 

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Einlagen unter Gewährung von Bezugs-

rechten oder der Gewährung von sonstigen Bezugsrechten wird der Wandlungs-

preis um den Bezugsrechtswert ermäßigt. 

 

Der „Bezugsrechtswert“ entspricht dabei (i) dem durchschnittlichen Börsenkurs 

des den Aktionären zustehenden Bezugsrechts an den letzten zehn Börsen-

handelstagen der Bezugsrechte in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel 

(oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, 
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sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, eines 

solchen im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse, oder, sofern weder ein 

XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft noch ein Handel im Freiverkehr der 

Frankfurter Wertpapierbörse stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen zehn 

Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe 

gehandelt wurden, oder, soweit ein Handel mit Bezugsrechten im XETRA®-Handel 

oder im Freiverkehr der Frankfurter Wertpapierbörse oder einer anderen Börse 

nicht stattfindet, (ii) dem von der in den Ausgabebedingungen festgesetzten 

Wandlungsstelle oder Bezugsstelle nach finanzmathematischen Methoden er-

mittelten Wert des Bezugsrechts. 

 

(ii) Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln erhöht sich das zur 

Sicherung des Wandlungsrechts bestehende bedingte Kapital im gleichen 

Verhältnis wie das Grundkapital (§ 218 AktG). Den Anleihegläubigern werden bei 

Ausübung ihres Wandlungsrechts so viele zusätzliche Aktien zur Verfügung 

gestellt, als hätten sie ihr Wandlungsrecht zum Zeitpunkt der Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln bereits ausgeübt. Bruchteile von Aktien, die infolge einer 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln entstehen, werden bei der Ausübung 

des Wandlungsrechts nicht ausgeglichen. 

 

(iii) Aktiensplit 

 

Falls sich die Anzahl der Aktien verändert, ohne dass sich das Grundkapital ändert 

(Neueinteilung des Grundkapitals), gilt die in vorstehend (ii) vorgesehene Rege-

lung sinngemäß. 

 

In jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien den Ausgabepreis der Schuldverschreibung nicht übersteigen. 

 

h) Weitere Bedingungen der Schuldverschreibungen 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Lauf-

zeit, Ausgabe- und Ausübungszeiträume sowie Kündigung, Ausgabepreis der Schuld-

verschreibungen, Zinssatz, Stückelung und Anpassung des Bezugspreises und Be-

gründung einer Wandlungspflicht festzusetzen. 
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8. Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 

WSV 2025, die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals WSV 2026 sowie über 

entsprechende Satzungsänderungen 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Das Bedingte Kapital WSV 2025 wird im Umfang von EUR 5.518.587,00 aufgehoben, 

da es insoweit nicht für die Bedienung von Umtausch- oder Bezugsrechten benötigt wird, 

die unter der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen gemäß dem Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 

3. Juli 2025 zu TOP 6 ausgegeben worden sind. In § 4 Abs. 6 der Satzung wird 

entsprechend „EUR 11.629.173,00“ durch den Betrag „EUR 6.110.586,00“ und die Zahl 

„11.629.173“ durch die Zahl „6.110.586“ ersetzt. 

 

b) Das Grundkapital wird um bis zu EUR 7.317.981,00 durch Ausgabe von bis zu 7.317.981 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des 

letzten Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital WSV 2026). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 

Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 22. September 2026 unter Tagesordnungspunkt 7 

ausgegeben werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit 

durchgeführt, wie 

 

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von 

Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung 

vom 22. September 2026 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 

21. September 2031 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht 

Gebrauch machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. 

Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital WSV 2026 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, 

die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten Konzernunternehmen auf-

grund des in der Hauptversammlung vom 22. September 2026 gefassten 

Ermächtigungsbeschlusses bis zum 21. September 2031 ausgegeben wurden, 

ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, die 

Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital WSV 2026 zu 

bedienen. 
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Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 22. September 2026 unter Tagesordnungspunkt 7, d.h. 

insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der 

Gesellschaft an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des 

Vorstands über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im 

XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen 

Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien 

der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen zehn Börsen-

handelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt 

wurden, vor der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der jeweiligen 

Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im 

Beschluss der vorgenannten Hauptversammlung bestimmten Verwässerungsschutz-

regeln. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem je-

weiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital WSV 2026 

abzuändern. 

 

c) In § 4 der Satzung wird ein neuer Absatz 9 mit folgendem Wortlaut ergänzt: 

 

„Das Grundkapital ist um bis zu EUR 7.317.981,00 durch Ausgabe von bis zu 7.317.981 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des 

letzten Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinnverwendungsbeschluss gefasst wurde, 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital WSV 2026). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 

Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 22. September 2026 unter Tagesordnungspunkt 7 

ausgegeben werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhöhung nur insoweit durchge-

führt, wie 

 

(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder von 

Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung 

vom 22. September 2026 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 

21. September 2031 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht 
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Gebrauch machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Umtausch- bzw. 

Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital WSV 2026 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, 

die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten Konzernunternehmen auf-

grund des in der Hauptversammlung vom 22. September 2026 gefassten 

Ermächtigungsbeschlusses bis zum 21. September 2031 ausgegeben wurden, 

ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, die 

Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital WSV 2026 zu 

bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 22. September 2026 unter Tagesordnungspunkt 7, d.h. 

insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der Aktie der 

Gesellschaft an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung des 

Vorstands über die Ausgabe der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im 

XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen 

Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der 

Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse, an der in diesen zehn Börsenhandels-

tagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden, vor der 

Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der jeweiligen Schuldverschrei-

bungen unter Berücksichtigung von Anpassungen gemäß der im Beschluss der vorge-

nannten Hauptversammlung bestimmten Verwässerungsschutzregeln. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital WSV 2026 abzuändern.“ 

 

9. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts für das Geschäfts-

jahr 2025 

 

Nach § 162 Abs. 1 AktG erstellen Vorstand und Aufsichtsrat der börsennotierten Gesell-

schaft jährlich einen klaren und verständlichen Bericht über die im letzten Geschäftsjahr 

jedem einzelnen gegenwärtigen oder früheren Mitglied des Vorstands und des Aufsichtsrats 

von der Gesellschaft und von Unternehmen desselben Konzerns (§ 290 HGB) gewährte 

und geschuldete Vergütung. Die Hauptversammlung der börsennotierten Gesellschaft be-

schließt über die Billigung dieses nach § 162 AktG erstellten und geprüften Vergütungs-

berichts für das vorausgegangene Geschäftsjahr. 
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Damit ist in dieser ordentlichen Hauptversammlung der Enapter AG erneut eine Beschluss-

fassung über den Vergütungsbericht vorgesehen. Vorstand und Aufsichtsrat haben den 

Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2025 unter Berücksichtigung der Vorgaben nach 

§ 162 AktG erstellt und beschlossen. Der Vergütungsbericht ist vom Abschlussprüfer geprüft 

worden und am 29. April 2026 mit einem Prüfvermerk gemäß § 162 Abs. 3 Satz 3 AktG 

versehen worden.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor,  

 

den nach § 162 AktG erstellten und geprüften Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2025 

zu billigen. 

 

Der Vergütungsbericht ist auf der Website der Gesellschaft in der Rubrik Investor Rela-

tions/Hauptversammlung unter https://enapterag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

verfügbar. 

 

10. Beschlussfassung über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

 

Nach § 113 Abs. 3 AktG ist bei börsennotierten Gesellschaften mindestens alle vier Jahre 

über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder Beschluss zu fassen. Nach § 12 der Satzung 

der Enapter AG legt die Hauptversammlung durch Beschluss die Vergütung der Mitglieder 

des Aufsichtsrats der Gesellschaft fest. Die Hauptversammlung der Enapter AG hat zuletzt 

am 3. Juli 2025 über die Vergütung für die Aufsichtsratsmitglieder Beschluss gefasst. 

 

Vor dem Hintergrund des erhöhten Umfangs des laufenden Beratungs- und Überwachungs-

bedarfs soll die Vergütung in angemessenem Umfang angehoben und das Vergütungs-

system entsprechend angepasst werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zur Anpassung des Ver-

gütungssystems und zur Änderung der konkreten Vergütung für den Aufsichtsrat zu fassen: 

 

a) Vergütungssystem für den Aufsichtsrat gemäß §§ 113 Abs. 3 Satz 1, 87a Abs. 1 Satz 2 

AktG 

 

Vergütungssystem für den Aufsichtsrat 

gemäß §§ 113 Abs. 3 Satz 1, 87a Abs. 1 Satz 2 AktG 

 

Das Vergütungssystem trägt der Verantwortung und dem Tätigkeitsumfang der Aufsichts-

ratsmitglieder Rechnung. Der Aufsichtsrat leistet durch die ihm obliegende Leitung der 
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Gesellschaft, Festlegung der Grundsätze der Geschäftsführung sowie Überwachung der 

Geschäftsführung des Vorstands einen Beitrag zur Förderung der Geschäftsstrategie und 

zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft.  

 

Aufgrund des dynamischen Marktumfelds im Bereich der Wasserstoff-Elektrolyseure und 

des hiermit verbundenen laufenden Beratungs- und Überwachungsbedarfs tagt der Auf-

sichtsrat in der Regel mindestens einmal monatlich. Dies ist erforderlich, da das Geschäfts-

modell durch hohe technologische, regulatorische und wirtschaftliche Anforderungen sowie 

einen erhöhten Kapitalmarkt- und Finanzierungsbedarf geprägt ist. Hieraus ergeben sich 

erhöhte Anforderungen an die Überwachungs- und Beratungstätigkeit des Aufsichtsrats. 

Um diesen hohen zeitlichen Einsatz hocheffizient zu gestalten, werden die Sitzungen primär 

online via Videokonferenz durchgeführt. Das Vergütungssystem trägt dem hierdurch ent-

stehenden kontinuierlichen Vor- und Nachbereitungsaufwand durch eine angemessene 

Grundvergütung Rechnung. 

 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben der Erstattung ihrer baren Auslagen und 

der jeweils auf die Vergütung und die Auslagen anfallenden Umsatzsteuer jeweils eine feste 

jährliche Vergütung. Eine variable Vergütungskomponente ist nicht vorhanden. Nach Auf-

fassung der Enapter AG ist eine reine Festvergütung besser geeignet, die Unabhängigkeit 

der Aufsichtsratsmitglieder zu stärken und ihren Aufwand angemessen zu vergüten.  

 

Aufgrund der besonderen Natur der Aufsichtsratsvergütung, die für die Tätigkeit gewährt 

wird, die sich grundlegend von der Tätigkeit der Arbeitnehmer der Gesellschaft und des 

Konzerns unterscheidet, kommt ein sogenannter vertikaler Vergleich mit der Arbeitnehmer-

vergütung nicht in Betracht.  

 

Die Höhe der Vergütung wird von der Hauptversammlung festgelegt.  

 

Für Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nur während eines Teils des jeweiligen 

Geschäftsjahres angehören, wird die Vergütung zeitanteilig gewährt. Die Vergütung wird 

nach Ablauf der Hauptversammlung fällig, die den Jahresabschluss für das jeweilige 

Geschäftsjahr entgegennimmt oder über seine Billigung entscheidet.  

 

Die Hauptversammlung hat mindestens alle vier Jahre über die Vergütung der Aufsichts-

ratsmitglieder Beschluss zu fassen, wobei eine bestätigende Beschlussfassung zulässig ist. 

Zum Zwecke dieser Vorlage an die Hauptversammlung wird das Vergütungssystem recht-

zeitig einer Überprüfung unterzogen. Die Neuregelung zur Vergütung der Aufsichtsratsmit-

glieder soll erstmals für das Geschäftsjahr anwendbar sein, in dem die jeweilige Änderung 

der Vergütung wirksam wird. 
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b) Beschlussfassung über die konkrete Vergütung 

 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste Grundvergütung in Höhe von 

EUR 20.000,00. Der Vorsitzende erhält die doppelte Grundvergütung. Der stellvertretende 

Vorsitzende bekommt das Eineinhalbfache der Grundvergütung. Daneben trägt die Gesell-

schaft die Kosten einer D&O-Versicherung für die Mitglieder des Aufsichtsrats in einem 

angemessenen Umfang mit einer maximalen Deckungssumme pro Aufsichtsratsmitglied 

von EUR 10.000.000,00. Im Übrigen gelten die Regelungen in § 12 der Satzung. 

 

II. Weitere Angaben und Hinweise 

 

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte  

 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beläuft sich das Grundkapital der Gesell-

schaft auf 32.071.922 Stück teilnahme- und stimmberechtigte auf den Inhaber lautende 

Stückaktien ohne Nennbetrag. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung keine 

eigenen Aktien. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beläuft sich somit auf 32.071.922. 

 

2. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung 

des Stimmrechts  

 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur die-

jenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines Nachweises ihres Anteilsbesitzes 

bei der Gesellschaft in deutscher oder englischer Sprache in Textform (§ 126b BGB) rechtzeitig 

angemeldet haben. Zum Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme und zur Ausübung des 

Stimmrechts ist ein Nachweis des Anteilsbesitzes in deutscher oder englischer Sprache in 

Textform (§ 126b BGB) durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG ausreichend.  

 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der 

Hauptversammlung zu beziehen (sogenannter Nachweisstichtag), also auf den  

 

31. August 2026, 24:00 Uhr 

 

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft unter der 

Adresse  

Enapter AG 

c/o UBJ. GmbH 

Haus der Wirtschaft 
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Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

bis spätestens am  

 

20. September 2026, 24:00 Uhr 

 

zugehen.  

 

Gemäß § 123 Abs. 4 Satz 5 AktG gilt im Verhältnis zur Gesellschaft für die Ausübung des 

Teilnahme- und Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes 

rechtzeitig erbracht hat. Der Umfang des Teilnahme- und Stimmrechts ergibt sich dabei 

ausschließlich aus dem Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht 

keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. 

 

3. Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

 

Die Aktionäre, die nicht an der Hauptversammlung teilnehmen, können ihr Stimmrecht unter 

entsprechender Vollmachtserteilung durch einen Bevollmächtigten, auch durch z.B. einen 

Intermediär, einen Stimmrechtsberater oder eine Vereinigung von Aktionären, ausüben 

lassen. Auch in diesem Fall sind rechtzeitige Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes 

erforderlich. 

 

Vollmachten, die nicht nach Maßgabe des § 135 AktG an einen Intermediär, eine Aktionärs-

vereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere nach Maßgabe des § 135 Abs. 8 

AktG gleichgestellte Person erteilt werden, bedürfen der Textform (§ 126b BGB). 

 

Ein Formular zur Vollmachtserteilung, welches verwendet werden kann, aber nicht muss, wird 

den Aktionären mit der Eintrittskarte übersendet und steht den Aktionären unter der Internet-

adresse 

 

https://enapterag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

 

zum Download zur Verfügung. 

 

Werden Intermediäre bzw. diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG insoweit gleichgestellte Personen 

oder Vereinigungen (insbesondere Aktionärsvereinigungen und Stimmrechtsberater) bevoll-

mächtigt, haben diese die Vollmacht nachprüfbar festzuhalten (§ 135 Abs. 1 Satz 2 AktG). 
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Wir empfehlen unseren Aktionären, sich bezüglich der Form der Vollmachten mit den 

vorgenannten Personen oder Vereinigungen abzustimmen. 

 

Die Erteilung der Vollmacht oder ihr Widerruf gegenüber der Gesellschaft und der Nachweis 

einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB) und können der Gesellschaft bis zum 

21. September 2026, 24:00 Uhr (Eingang maßgeblich) an folgende Adresse übermittelt 

werden: 

Enapter AG 

c/o UBJ. GmbH 

Haus der Wirtschaft 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Am Tag der Hauptversammlung können die Erteilung der Vollmacht, ggf. ihr Widerruf und der 

Nachweis einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ggf. ihres 

Widerrufs gegenüber der Gesellschaft an der Ein- und Ausgangskontrolle zur Hauptver-

sammlung erfolgen. 

 

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft gemäß § 134 

Abs. 3 Satz 2 AktG eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

 

Als zusätzlichen Service bieten wir unseren Aktionären an, sich durch von der Gesellschaft 

benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung vertreten zu 

lassen. Auch in diesem Fall sind rechtzeitige Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes 

erforderlich. 

 

Diese Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht im Fall ihrer Bevollmächtigung ausschließ-

lich weisungsgebunden aus und sind ohne konkrete Weisung des Aktionärs nicht zur Stimm-

rechtsausübung befugt. Ebenso wenig nehmen die von der Gesellschaft benannten Stimm-

rechtsvertreter Aufträge zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbe-

schlüsse oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen entgegen. 

 

Ein Formular zur Vollmachts- und Weisungserteilung an den Stimmrechtsvertreter wird den 

Aktionären mit der Eintrittskarte übersendet und steht den Aktionären unter der Internet-

adresse 

 

https://enapterag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 
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zum Download zur Verfügung. 

 

Die Vollmachten und Weisungen für die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, 

die im Vorfeld der Hauptversammlung erteilt, geändert oder widerrufen werden, sind aus 

organisatorischen Gründen spätestens bis zum 21. September 2026, 24:00 Uhr (Eingang), in 

Textform (§ 126b BGB) an folgende Adresse zu übermitteln: 

 

Enapter AG 

c/o UBJ. GmbH 

Haus der Wirtschaft 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Am Tag der Hauptversammlung können die Aktionäre noch bis zu dem Beginn der Ab-

stimmung an der Ein- und Ausgangskontrolle Vollmachten und Weisungen an die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter erteilen, ändern oder widerrufen. 

 

4. Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den an-

teiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die 

Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine 

Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

 

Das Verlangen ist schriftlich oder in der elektronischen Form des § 126a BGB (d.h. mit 

qualifizierter elektronischer Signatur) an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss 

der Gesellschaft bis zum Ablauf des 22. August 2026, 24:00 Uhr, zugegangen sein. 

 

Bitte richten Sie ein entsprechendes Verlangen an die folgende Adresse: 

 

Enapter AG 

Vorstand 

Bleichenbrücke 9 

20354 Hamburg 

E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur): info@enapterag.de 
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Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 

Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung 

des Vorstands über den Antrag halten. 

 

5. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären  

 

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG nebst Begründung und Wahlvorschläge im Sinne des 

§ 127 AktG werden einschließlich des Namens des Aktionärs und einer etwaigen Stellung-

nahme der Verwaltung unter der Internetadresse 

 

https://enapterag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

 

zugänglich gemacht, wenn sie der Gesellschaft bis zum Ablauf des 7. September 

2026, 24:00 Uhr, unter der Adresse 

 

Enapter AG 

c/o UBJ. GmbH 

Haus der Wirtschaft 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

zugehen und die übrigen Voraussetzungen nach § 126 bzw. § 127 AktG erfüllt sind. Eventuelle 

Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse ver-

öffentlicht. Anderweitig adressierte Gegenanträge von Aktionären bleiben unberücksichtigt. 

 

6. Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG 

 

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär gemäß § 131 Abs. 1 AktG vom Vorstand Aus-

kunft über Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen 

Beurteilung der Gegenstände der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt 

sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbun-

denen Unternehmen und auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbe-

zogenen Unternehmen. 

 

7. Weitergehende Erläuterungen/Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesell-

schaft 

 



 
 

 

 
21 

 

 

Weitergehende Erläuterungen gemäß § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten der 

Aktionäre gemäß §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG sind im Internet unter  

 

https://enapterag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

 

unter dem Punkt „Ordentliche Hauptversammlung 2026“ abrufbar. 

 

8. Internetseite, über die die Informationen gemäß § 124a AktG zugänglich sind 

 

Den Aktionären werden die Informationen gemäß § 124a AktG im Internet auf der Homepage 

der Gesellschaft unter  

 

https://enapterag.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

 

unter dem Punkt „Ordentliche Hauptversammlung 2026“ zugänglich gemacht. 

 

9. Informationen zum Datenschutz 

 

Die Gesellschaft verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung folgende 

Kategorien personenbezogener Daten von Aktionären, Aktionärsvertretern und Gästen: Kon-

taktdaten (z.B. Name oder die E-Mail-Adresse), Informationen über die von jedem einzelnen 

Aktionär gehaltenen Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) und Verwaltungsdaten (z.B. die Stimm-

rechtskartennummer/Eintrittskartennummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen Da-

ten im Rahmen der Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutzgrund-

verordnung (DSGVO). Danach ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, 

wenn die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die 

Gesellschaft ist rechtlich verpflichtet, die Hauptversammlung der Aktionäre durchzuführen. Um 

dieser Pflicht nachzugehen, ist die Verarbeitung der oben genannten Kategorien personen-

bezogener Daten unerlässlich. Ohne Angabe ihrer personenbezogenen Daten können sich die 

Aktionäre der Gesellschaft nicht zur Hauptversammlung anmelden.  

 

Für die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft verantwortlich. Die Kontaktdaten des Verant-

wortlichen lauten:  

 

Enapter AG 

Vorstand 

Bleichenbrücke 9 

20354 Hamburg 

E-Mail: info@enapterag.de 
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Personenbezogene Daten, die die Aktionäre der Gesellschaft betreffen, werden grundsätzlich 

nicht an Dritte weitergegeben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, 

sofern diese von der Gesellschaft zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der 

Durchführung der Hauptversammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische 

Hauptversammlungsdienstleister, wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder Wirtschafts-

prüfer. Die Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, der für die 

Erbringung der Dienstleistung notwendig ist. 

 

Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis 

der Hauptversammlung können andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem 

Teilnehmerverzeichnis über sie erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von bekannt-

machungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw. -wahlvor-

schlägen werden, wenn diese Anträge von Aktionären und Aktionärsvertretern gestellt werden, 

ihre personenbezogenen Daten veröffentlicht. 

 

Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu drei Jahre (aber nicht weniger als 

zwei Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann gelöscht, es sei 

denn, die weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, 

Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich. 

 

Für Aktionäre und Aktionärsvertreter gelten die in Art. 15-21 DSGVO aufgeführten Rechte 

(Recht auf Auskunft über die betreffenden personenbezogenen Daten, Rechte auf Berich-

tigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung sowie Recht auf Datenübertragbarkeit 

und Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung). Im Zusammenhang mit der Löschung von 

personenbezogenen Daten verweisen wir auf die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen und den 

Art. 17 Abs. 3 der DSGVO. 

 

Zur Ausübung der Rechte genügt eine entsprechende E-Mail an: 

 

info@enapterag.de 

 

Darüber hinaus haben die Aktionäre und Aktionärsvertreter auch das Recht zur Beschwerde 

bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde.  

 

Den Datenschutzbeauftragten der Gesellschaft erreichen die Aktionäre und Aktionärsvertreter 

unter folgender Adresse: 

 

Enapter AG 
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Datenschutzbeauftragter 

Bleichenbrücke 9 

20354 Hamburg 

E-Mail: info@enapterag.de 

 

 

Düsseldorf, im August 2026 

 

Enapter AG 

Der Vorstand 


